
laufs und der damit untrennbar im Zusammenhang 
stehenden Erfüllung des Produktionsplans leisten die 
Genossenschaften ihren spezifischen Beitrag zur Erfül­
lung des Volkswirtschaftsplanes. Für die LPG „Pionier“ 
war es in diesem Zusammenhang unbedingt erforder­
lich, alle für die tierische Produktion in Frage kom­
menden Altbauten ökonomisch zu nutzen. Deshalb be­
schloß die Mitgliederversammlung der LPG „Pionier“ 
am 27. September 1967, im Zuge des Übergangs zu 
Typ III zunächst die Wirtschaftsgebäude des Verklag­
ten genossenschaftlich zu nutzen. Mit diesem Beschluß 
war die Rechtsgrundlage für den Abschluß eines Nut­
zungsvertrags gegeben.
Dieser Sachverhalt macht deutlich, daß die Eigentümer 
der Wirtschaftsgebäude unter diesen Umständen nicht 
berechtigt waren, einen Mietvertrag mit einem Dritten 
abzuschließen. Es bedurfte daher auch keiner Prüfung, 
ob das abgeschlossene Mietverhältnis mit dem Volks­
eigenen Kontor Handelstechnik eine anerkennenswerte 
Nutzung für andere gewerbliche Zwecke zum Inhalt 
hatte.
Verfehlt sind auch die Hinweise des Verklagten, daß 
es im Ort gleichwertige Wirtschaftsgebäude von Ge­
nossenschaftsmitgliedern gebe, die für die beabsichtigte 
Verwendung von der Klägerin ebenfalls genutzt wer­
den könnten. Hier gilt das oben Ausgeführte, wonach 
allein die Genossenschaft darüber befindet, welches 
Inventar auf welche Art von ihr übernommen oder 
genutzt wird, um Produktion und Planerfüllung zu 
sichern.
Unbegründet sind schließlich auch die Befürchtungen 
des Verklagten, durch den Abschluß des beabsichtig­
ten Nutzungsvertrags könne im Laufe der Nutzungs­
zeit eine nicht nachzuweisende Wertminderung der 
Gebäude eintreten. Die Klägerin wird eine Werttaxe 
aufstellen lassen, die den genauen Zeitwert der über­
nommenen Gebäude ausweist. Des weiteren wird sie 
nach dem Nutzungsvertrag mit der Übernahme der 
Gebäude für die Werterhaltung und die öffentlichen 
Lasten, Abgaben und Versicherungsbeiträge einstehen, 
so daß dem Verklagten keinerlei Nachteile erwachsen. 
Da das Vertragsangebot der Klägerin den LPG-recht- 
lichen Bestimmungen entspricht, hat das Kreisgericht 
zu Recht den Verklagten zum Abschluß des inhalt­
lich in den Urteilsausspruch aufgenommenen Nutzungs­
vertrags verurteilt.

§ 34 FGB; § 5a Abs. 4 MSchG.
Wird im Ehescheidungsverfahren ein Ehegatte zur 
Räumung der Ehewohnung verurteilt, so entsteht für 
die Zeit, in der ihm anderer Wohnraum noch nicht zu­
gewiesen werden kann, an einem Teil der Ehewohnung 
ein der Untermiete ähnliches zeitweiliges Nutzungs­
verhältnis.
BG Potsdam, Urt. vom 27. Januar 1971 — 1 BCB 55/70.

Die Ehe der Parteien ist im Juli 1970 geschieden wor­
den. Der Klägerin wurde die bisherige Ehewohnung 
zur alleinigen Nutzung zugewiesen. Dem Verklagten 
wurde aufgegeben, die Wohnung zu räumen, sobald ihm 
anderer Wohnraum zur Verfügung gestellt wird. Da 
dies bisher nicht geschehen ist, benutzen die Parteien 
die aus zwei Zimmern und den üblichen Nebenräumen 
bestehende Ehewohnung gemeinsam weiter. Der Ver­
klagte bewohnt das größere Zimmer, das er mit einem 
Sicherheitsschloß versehen hat.
Die Klägerin behauptet, auf Grund des Verhaltens des 
Verklagten könne sie nicht an ihre Sachen gelangen, 
die sich in dem Zimmer befinden. Sie hat beantragt,

dem Verklagten im Wege der einstweiligen Verfügung 
aufzugeben, das Sicherheitsschloß zu entfernen oder 
der Klägerin einen Schlüssel für das Zimmer auszu­
händigen.
Der Verklagte hat Klageabweisung beantragt und dazu 
ausgeführt, er sei bis zur Zuweisung anderen Wohn- 
raums Untermieter bei der Klägerin und habe daher 
Anspruch auf einen abgeschlossenen Raum. Er sei be­
reit das kleinere Zimmer zu beziehen; das habe die 
Klägerin jedoch wegen der günstigeren Lage des klei­
nen Zimmers abgelehnt.
Das Kreisgericht hat dem Verklagten aufgegeben, der 
Klägerin die Mitbenutzung des verschlossenen Zimmers 
zu gestatten. Zur Begründung hat es u. a. dargelegt, die 
Klägerin habe auf Grund des in der Ehesache ergange­
nen Urteils das Recht, die Wohnung in vollem Umfang 
zu nutzen. Durch die eigenmächtige Inanspruchnahme 
eines abgeschlossenen Zimmers behindere der Ver­
klagte die Klägerin unzumutbar in ihrem Wohnbedürf- 
nis. Die Klägerin habe einen Anspruch darauf, an ihre 
Sachen zu gelangen, und könne nicht darauf verwiesen 
werden, diese aus dem vom Verklagten bewohnten 
Zimmer zu entfernen, denn sie habe keine Möglichkeit 
für die anderweite Unterbringung der Sachen.
Gegen dieses Urteil hat der Verklagte Berufung einge­
legt und dazu unter Wiederholung seines Vorbringens 
in erster Instanz vorgetragen, die Klägerin könne alle 
ihr zustehenden Sachen aus dem Zimmer nehmen. Ein 
Recht zur alleinigen Nutzung aller Räume der frühe­
ren Ehewohnung stehe der Kägerin jedoch nicht zu.
Das Bezirksgericht hat das Urteil des Kreisgerichts 
abgeändert und den Antrag der Klägerin auf Erlaß 
einer einstweiligen Verfügung abgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Die vom Verklagten dargelegte Auffassung, daß zwi­
schen den Parteien ein Untermietverhältnis ent­
standen sei, nachdem die frühere Ehewohnung der 
Klägerin zugesprochen wurde, wäre zutreffend, wenn 
der Verklagte nicht zur Räumung verurteilt worden 
wäre. Da dies jedoch der Fall ist, kann zwischen den 
Parteien nur ein der Untermiete ähnliches zeitweiliges 
Nutzungsverhältnis gegeben sein, etwa in der Art, wie 
es bei der Aufhebung eines Mietverhältnisses entsteht 
(§ 5a Abs. 4 MSchG). Die Gestaltung dieses Nutzungs- 
Verhältnisses hat das Kreisgericht nicht genügend 
durchdacht.
Auch bei der vorübergehend noch notwendigen gemein­
samen Weiterbenutzung einer Wohnung durch frühere 
Ehegatten muß von dem familienrechtlichen Grund­
satz ausgegangen werden, daß mit der Ehescheidung 
möglichst alle Beziehungen zwischen den Ehegatten be­
endet werden. Diesem Grundsatz entspricht zwar das 
Scheidungsurteil der Familienrechtskammer des Kreis­
gerichts, in dem der Klägerin die Rechte an der bishe­
rigen Ehewohnung übertragen wurden, nicht aber das 
hier angefochtene Urteil, mit dem das Kreisgericht der 
Klägerin die Mitbenutzung des vom Verklagten be­
wohnten Zimmers gestattet.
Der Verklagte hat, auch wenn er zur Räumung der 
früheren Ehewohnung verurteilt worden ist, gemäß 
Art. 37 der Verfassung weiterhin das Recht auf Woh­
nung. Dabei ist davon auszugehen, daß die Parteien am 
besten in der Lage sind, ihre Wohnverhältnisse als ge­
schiedene Eheleute innerhalb der früheren Ehewoh­
nung zu gestalten. Daher sieht auch § 34 FGB eine 
Entscheidung durch das Gericht grundsätzlich nur fin­
den Fall vor, daß sich die Ehegatten nicht über die 
Ehewohnung einigen können.
Das Bestreben der Klägerin, bereits vor der Räu­
mung der Wohnung durch den Verklagten die gesamte 
Wohnung so nutzen zu können, als sei der Verklagte 
nicht anwesend, schränkt dessen Anspruch auf die Aus­
übung seines Rechts, getrennt von der Klägerin zu woh-
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